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Auch Versicherungsvertreter müssen Frühstorno-Folgen beim Abschluss einer Nettopolice klar aufzeigen
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In Frühstornofällen haben Vertriebe bei der 
Geltendmachung von restlichen Vermitt-

lungshonoraren gern eine Entscheidung des 
BGH1 bemüht. In dieser hatte der Wettbe-
werbssenat Aufklärungspflichten des Ver-
sicherungsvertreters auf die Klarstellung 
seines Vermittlerstatus beschränkt und die 
weitergehenden Ansichten der Landgerichte 
Saarbrücken2 und Wuppertal3 mit der Be-
gründung zurückgewiesen, Vertreter und 
Kunde stünden sich mit wechselseitigen In-
teressen gegenüber.4 Die Landgerichte hatten 
eine weitergehende Beratungspflicht auch 
für Vertreter nach § 61 Abs. 1 VVG wegen 
der mit der Abweichung vom Schicksalstei-
lungsgrundsatz verbundenen Nachteile der 
Nettopolice auch für den Vertreter bejaht. 
Versuchen, mit der Entscheidung des BGH 
eine Vertreter treffende Beratungspflicht über 
die Auswirkungen des  Frühstornos auf das 
 Vermittlungshonorar in Abrede zu  stellen, 
ist das OLG München5 nunmehr  entgegen 
getreten. 

Erläuterung in Vergütungsvereinbarung 
reicht zur Aufklärung nicht aus
In den Gründen führt der Senat Folgendes 
aus: Der Versicherungsvertreter müsse insbe-
sondere deutlich auf den Umstand hinweisen, 
dass der Kunde einer abschlusskostenfrei kal-
kulierten Lebensversicherung auch dann zur 
Zahlung des (vollen) Vermittlungshonorars 
verpflichtet sei, wenn die Nettopolice nach 
kurzer Zeit storniert werde. Wie die geschul-
dete Aufklärung im Einzelnen zu geschehen 
habe, hänge von dem erkennbaren Aufklä-
rungsbedürfnis des Kunden und den sonsti-
gen Umständen des Einzelfalles ab. Fehle es 
an einer ordnungsgemäßen Belehrung über 
die Auswirkungen, bestehe eine tatsächliche 
Vermutung dafür, dass sich der Kunde nicht 
für eine „Nettopolice“ entschieden hätte. 

Im Falle einer vorzeitigen Kündigung 
könne der Kunde bei einer Nettopolice deut-
lich schlechter stehen als bei einer Bruttopo-
lice. Denn der für die Bruttopolice geltende 
Schicksalsteilungsgrundsatz greife nicht. Auf 
den Umstand, dass der Kunde der Nettopo-
lice daher auch dann zur Zahlung der Ver-
gütung verpflichtet bleibe, wenn die vermit-
telte Lebensversicherung schon nach kur-

zer Zeit aufgelöst werde, müsse der Vertre-
ter daher hinweisen. Er könne nicht als all-
gemein bekannt voraussetzen, dass die bei 
wirtschaftlicher Betrachtungsweise schein-
bar „aufkommensneutrale“ – weil auf den 
ersten Blick lediglich die Art und Weise des 
Aufbringens der Kosten des Vertriebs der 
Versicherungsprodukte modifizierende – 
gesonderte Vergütungsvereinbarung sich 
im Falle einer vorzeitigen Kündigung der-
art nachteilig auswirken könne.

Der Wettbewerbssenat habe darüber be-
funden, ob mit der Vereinbarung eines Ver-
mittlungshonorars zugunsten des Vertreters, 
der eine Nettopolice vermittelt, eine Irrefüh-
rung des Kunden über den Vermittlerstatus 
verbunden sei. Die Entscheidung betreffe 
nicht die Aufklärungspflicht des Vertreters 
über die Besonderheiten der Nettopolice im 
Falle eines Frühstornos. Sie erschöpfe sich 
in der Frage, ob ein Vertreter bei der Hono-
rarvermittlung den falschen Anschein erwe-
cke, Makler zu sein.

Der nach Inkrafttreten der geltenden Re-
gelungen zum „Frühstorno“ in § 169 VVG 
2008 ergangenen BGH-Rechtsprechung sei 
nicht zu entnehmen, dass nur dann aufzu-
klären sei, wenn sich aus sonstigen Umstän-
den ergibt, dass der Kunde erkennbar nicht 
hinreichend unterrichtet war oder die Ver-
hältnisse nicht durchschaut hat. Vielmehr 
sei der Vertreter in jedem Fall verpflichtet, 
deutlich auf die Auswirkungen eines Früh-
stornos bei Abschluss einer Nettopolice hin-
zuweisen. Von den Umständen des Einzelfal-
les hänge allenfalls ab, wie die Aufklärung 
im Einzelnen zu geschehen habe.

Die erforderliche Aufklärung werde nicht 
schon durch eine vorgedruckte Erläuterung in 
der Vergütungsvereinbarung erbracht, nach 
der der Kunde wegen der rechtlichen Unab-
hängigkeit der Vergütungsvereinbarung vom 
Versicherungsvertrag auch bei vorzeitiger Be-
endigung des Versicherungsvertrags zur Zah-
lung der Vergütung verpflichtet bleibe. Ein 
Kunde, der nicht über vertiefte Kenntnisse 
im Versicherungsbereich verfüge, könne die-
sem pauschalen Hinweis nicht entnehmen, 
dass er auch bei Beendigung der Versiche-
rung nach kurzer Zeit zur Zahlung des Ver-
mittlungshonorars verpflichtet bleibe und so 

erheblich schlechter gestellt werde als bei ei-
ner „Bruttopolice“. Ebenso wenig werde eine 
hinreichende Beratung damit belegt, dass die 
„Beratungsdokumentation“ vorgedruckt die 
Frage enthalte, „wurden Sie über die recht-
lichen Hintergründe der Vergütungsverein-
barung bei der Nettopolice informiert, und 
dies mit „Ja“ angekreuzt werde. 

Die Entscheidung verdient Zustimmung. 
Zutreffend bejaht sie den nach heute herr-
schender Meinung gegebenen Beratungsan-
lass bei der Vermittlung eines Nettotarifs ge-
gen ein Vermittlungshonorar, das nicht das 
Schicksal der Prämie teilt.6 Ferner rückt sie 
das mindestens unglückliche7 Obiter des 
Wettbewerbssenats ins rechte Licht, was von 
dem III. Zivilsenat leider wiederholt versäumt 
worden war.8 Ebenso entlarvt sie zutreffend 
den Versuch als untauglich, die Beratungs-
dokumentation nach § 61 Abs. 1 VVG durch 
formularmäßige Hinweise9 mit Ankreuzva-
rianten abzubilden.10  
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